STADT SCHWABACH

BESCHLUSSVORLAGE |
- 6ffentlich - A.40/023/2013

Die Goldschlagerstadt.
Sachvortragende/r Amt / Geschéftszeichen

Stadtbaurat Ricus Kerckhoff

Bauverwaltung

| Sachbearbeiter/in:  Angela Schroder

Abldsung der ErschlielBungsbeitrage sowie der naturschutzrechtlichen
Kostenerstattungbetrage fir die stadteigenen Grundstiicke im Gewerbegebiet West

Anlage:
Entwurf Bebauungsplan S-110-10

Beratungsfolge

Termin Status Beschlussart

Planungs- und Bauausschuss

22.04.2013 offentlich Beschluss

Beschlussvorschlag:

Der Sachvortrag wird zu Kenntnis genommen.
Der dargelegten Vorgehensweise wird zugestimmt.

Finanzielle Auswirkungen

|Ja [ X | Nein

Kosten It. Beschlussvorschlag

Gesamtkosten der MalRnahme
davon fir die Stadt

Haushaltsmittel

Folgekosten

Seite 1 von 2




Sachverhalt

Zur besseren Vermarktung der Gewerbeflachen im zuktinftigen Gewerbepark West sollen
e die ErschlieBungsbeitrage nach 8§ 127 ff. BauGB sowie
¢ die Naturschutzkostenerstattungsbetrage nach § 135c BauGB
fur die stadteigenen Grundstiicke abgeldst werden.
Die Ablosung der ErschlieBungsbeitrage ist laut Baugesetzbuch grundsatzlich vor Entstehen
der Beitragspflicht moglich. Analoges gilt fur die Ablose der Naturschutzkostenerstattungs-
betrage.
Die entsprechend notwendigen Regelungen in den Satzungen sind vorhanden. Die durch
Ablosevertrag vereinbarten Betrage mussen nach den gleichen Grundlagen, wie eine nor-
male Abrechnung ermittelt werden. Es ist also nicht mdglich, einfach pauschal einen belie-
bigen Beitragssatz abzulésen.

Eine Abldsung der ErschlieBungsbeitrédge zum jetzigen Zeitpunkt ist jedoch kritisch zu be-
trachten und zwar aus verschiedenen Grinden. Zum einen ist der Bebauungsplan S-110-10
noch nicht rechtskréftig. Demzufolge liegen zum jetzigen Zeitpunkt noch keine verléasslichen
Fakten zu den Erschlie3ungsanlagen und zu den kiinftig erschlossenen Grundstiicken vor.
Die Baufelder setzen sich aus Teilflachen verschiedener Flurstiicke zusammen. Die Grund-
stiicksgréRen laut aktueller Vermessung und der ALB-Stand stimmen nicht Gberein. Die
Flache der erschlossenen Grundstiicke ist damit nicht genau zu beziffern.

Hinzu kommt, dass die ErschlieBungsbeitrdge nach tatsachlich entstandenen Kosten fur die
jeweilige Erschlieungsanlage ermittelt werden. Der Zeitraum bis zur endgultigen Fertigstel-
lung der ErschlieBungsanlagen ist ziemlich grof3, so dass die vom planenden Ingenieurbtiro
geschatzten Kosten durchaus erheblich vom tatsachlichen ErschlieBungsaufwand abwei-
chen kdnnen. Die sich ergebenden Differenzen kénnten nur dann ausgeglichen werden,
wenn die sich tatséachlich ergebenden Beitrage die Ablésebetrage um das Doppelte oder
mehr als das Doppelte lbersteigen bzw. um die Halfte oder mehr als die Halfte unterschrei-
ten. Nur in diesen Fallen ist eine Nacherhebung bzw. Rickerstattung mdglich.

Unter gewdhnlichen Umstanden wirde Amt 40 eine Ablésung bei den gegebenen Voraus-
setzungen nicht in Erwagung ziehen. Allein aus Griinden der besseren Vermarktungsmaog-
lichkeiten und der Tatsache, dass die Baugrundstiicke im Plangebiet Uberwiegend im Eigen-
tum der Stadt Schwabach stehen, kann dennoch von der Mdglichkeit der Ablésung Ge-
brauch gemacht werden.

Die Grundsatze gelten fir den Naturschutzkostenerstattungsbetrag entsprechend.

Im Bereich nordlich der Staatsstral3e wird fur die Straf3enerschliel3ung einschlie3lich Grund-
erwerbskosten ein geschatzter umlagefahiger Aufwand von ca. 2.400.000 € entstehen.

Die Kosten fir den naturschutzrechtlichen Ausgleich des gesamten Plangebietes werden
einschlielich Grunderwerbskosten voraussichtlich ca. 560.000 € betragen.

Seite 2 von 2



	Anlage
	Datum
	Ostatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

